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Schweiz

Justiz
Schweiz lehnt türkisches 
Rechtshilfegesuch ab

Die Schweiz hat ein erstes Rechtshilfe-
gesuch der Türkei wegen Beleidigung 
von Staatspräsident Erdogan abgelehnt. 
In der Schweiz gelte die freie Meinungs-
äusserung, heisst es beim Bundesamt 
für Justiz. Anlass für die insgesamt vier 
von türkischer Seite eingereichten 
Rechtshilfegesuche waren kritische 
Äusserungen in sozialen Medien gegen-
über dem türkischen Staatspräsidenten 
Recep Tayyip Erdogan. Die Tat müsse 
im Staat, in dem das Gesuch gestellt 
wird, strafbar sein. In der Schweiz sei 
dies nicht der Fall, sagte Folco Galli, In-
formationschef des Bundesamts für Jus-
tiz, am Donnerstag gegenüber der «Ta-
gesschau» von SRF. Würde in der 
Schweiz im Rahmen der politischen Dis-
kussion eine ähnliche Kritik an einem 
Mitglied des Bundesrats geäussert, 
würde dies vielmehr als freie Meinungs-
äusserung toleriert. (sda)

Islam
Universität Genf lanciert 
Weiterbildung für Imame
Die Universität Genf bietet ab Septem-
ber eine Weiterbildung an, in der sich 
Imame mit der Schweizer Gesellschaft 
vertraut machen können. Es handelt 
sich um eine Premiere in der Schweiz. 
Die Weiterbildung wurde auf Anregung 
der muslimischen Gemeinschaften lan-
ciert. Das Ziel sei es, die Imame besser 
in die auf demokratischen Werten basie-
rende Gesellschaft zu integrieren, sagte 
François Dermange, Professor für Ethik 
der Universität Genf. Er bestätigte damit 
einen Bericht des Westschweizer Radios 
und Fernsehens. Die Weiterbildung um-
fasse vor allem Kurse in Französisch, 
 Geschichte, Recht und Ethik. (sda)

Kurz

Das Parlament will nicht,  
dass der Bundesrat die Kan-
tone bei der Sportförderung 
im Stich lässt.

Der Bund muss den Nachwuchsleis-
tungssport mit zusätzlichen 15 Millionen 
Franken pro Jahr fördern. Das verlangt 
das Parlament. Damit will es den Ak-
tionsplan Sportförderung des Bundes-
rats korrigieren, der keine Mittelerhö-
hung vorsieht. Nach dem Ständerat 
stimmte am Donnerstag auch der Natio-
nalrat einer Motion seiner Kommission 
für Wissenschaft, Bildung und Kultur zu. 
Der Bundesrat hatte sich gegen eine Mit-
telaufstockung ausgesprochen. Die Lage 
der Bundesfinanzen liessen eine solche 
derzeit nicht zu, begründete er seine Ab-
lehnung. Die Befürworter verwiesen auf 
den Beitrag in gleicher Höhe, den die 
Kantone auf Betreiben des Bundes leis-
ten müssten. Das Geld der Kantone 
stammt aus den Erträgen von Swisslos 
und der Loterie romande. Dass der Bun-
desrat seinen Teil nicht einhalten wolle, 
sei «unhaltbar».

Unterstützung von links bis rechts
Wie zuvor schon im Ständerat erhielt das 
Anliegen im Nationalrat Unterstützung 
von links bis rechts. «Die Wissensvermitt-
lung ist zentral in jeder Sportlerkar-
riere», sagte Kommissionssprecherin 
Christine Bulliard-Marbach (CVP/FR). So 
gebe beispielsweise Didier Cuche sein 
Wissen an den Ski-Nachwuchs weiter. 
Doch dieser Wissenstransfer habe seinen 
Preis. «Hier geht es um ein Investment in 
den zukünftigen Leistungssport», sagte 
Christian Wasserfallen (FDP/BE).

Mit der Motion will das Parlament 
den Aktionsplan Gesamtschau Sportför-
derung korrigieren, der je ein Konzept 
zur Breitensport-, Leistungssport- und 
zur Immobilienentwicklung enthält. Der 
Aktionsplan war im letzten Herbst ver-
abschiedet worden und wurde vom 
Ständerat bereits zur Kenntnis genom-
men. Der Aktionsplan sieht mehr Mittel 
für J+S vor. Zudem soll die Infrastruktur 
in Magglingen und Tenero TI ausgebaut 
werden. Der Leistungssport hingegen 
soll im bisherigen Rahmen gefördert 
werden. (sda)

Bund muss mehr 
für Leistungssport 
zahlen

Ab 2020 sollen zehnmal so 
viele Firmen wie heute von 
der CO2-Abgabe befreit sein. 
Diese FDP-Forderung könnte 
die Bürokratie aufblasen  
und Kontrollen verwässern.

Stefan Häne

Ausgerechnet die FDP: jene Partei, die 
sich den Abbau der Bürokratie auf die 
Fahne geschrieben hat, sieht sich mit 
dem Vorwurf konfrontiert, die Büro-
kratie zu befeuern. Auslöser ist eine Mo-
tion der FDP-Fraktion, die der Ständerat 
am Mittwoch überwiesen hat. Die Idee: 
Allen Unternehmen, die eine C02-Ab-
gabe auf Brennstoffe entrichten müssen, 
soll es ab 2020 möglich sein, sich davon 
befreien zu lassen.

Im Gegenzug müssen sie dem Bund 
mit einer Zielvereinbarung aufzeigen, 
wie sie ihre Treibhausgasemissionen 
senken wollen. Dieses Gegengeschäft, 
eingeführt als flankierende Massnahme 
zur C02-Abgabe, erlaubt der Bund heute 

nur ausgewählten Firmen. Jenen 1100 
Unternehmen gemeinsam ist, dass sie 
mindestens 100 Tonnen C02 pro Jahr 
ausstossen.

Fällt nun diese Mindestgrenze, wer-
den schätzungsweise bis zu 10 000 
Unternehmen zusätzlich um eine Be-
freiung ersuchen. Die Folgen sind um-
stritten. Der Bundesrat argumentiert, 
diese Ausdehnung laufe der Forderung 
nach einem Bürokratieabbau zuwider, 
weil die Bundesverwaltung künftig die 
Umsetzung der Zielvereinbarung bei viel 
mehr Betrieben begleiten und kontrol-
lieren müsste. 

Die FDP dagegen bezeichnet vielmehr 
das aktuelle System als bürokratisch.  
Nationalrat Christian Wasserfallen ver-
weist auf den «berühmt-berüchtigten» 
Anhang 7 der C02-Verordnung, in dem 
der Bund minutiös auflistet, welche  
Firmen welcher Branche sich von der 
Abgabe befreien lassen können. Auch 
eine Ausdehnung der Kontrollen hält der 
Freisinnige nicht für per se bürokratie-
treibend: «Der Bund soll künftig nur 
noch prüfen, ob die Firmen ihre Zielver-
einbarung einhalten.» Wie sie das täten, 

solle er ihnen selber überlassen. Indes: 
Das Bundesamt für Umwelt im Departe-
ment von Doris Leuthard geht davon 
aus, dass es aufgrund personell be-
schränkter Ressourcen die Kontrollen 
bei einer starken Ausdehnung der abga-
bebefreiten Firmen nur noch stichpro-
benartig durchführen kann: «Dies aber 
birgt die Gefahr, dass sich Unternehmen 
von der Abgabe befreien lassen, ohne 
ihrer Verpflichtung nachzukommen.» 

Bis 240  Franken pro Tonne C02
Versucht die FDP also, die Schweizer Kli-
mapolitik zu hintertreiben? Wasserfal-
len verneint. «Jene Firmen, die eine Ziel-
vereinbarung abschliessen, tragen dazu 
bei, dass der C02-Ausstoss zurückgeht.» 
Dies sei nicht zuletzt aufgrund des  
Pariser Klimaabkommens notwendig. 
Die FDP wolle vielmehr einen «Wettbe-
werbsnachteil» korrigieren. Die Konkur-
renz in den umliegenden Ländern habe 
nämlich keine C02-Abgabe zu entrich-
ten. Hinzu kommt aus Sicht der Partei 
der laufend steigende Preis: Seit ihrer 
Einführung 2008 hat der Bundesrat die 
C02-Abgabe auf Brennstoffe mehrmals 

erhöht, von 12 auf heute 84  Franken pro 
Tonne C02. Im Rahmen der laufenden 
Revision des C02-Gesetzes plant er einen 
Maximalbetrag von 240  Franken. Die 
Wirtschaft hat angekündigt, diese Erhö-
hung zu bekämpfen. Im Parlament ist 
der Vorstoss der FDP nicht zuletzt vor 
diesem Hintergrund mehrheitsfähig. 
Der Nationalrat stimmte ihm schon frü-
her zu; die Überweisung der Motion 
durch den Ständerat erfolgte nun mit 
dem Zusatz, dass der Bundesrat den 
Kreis der abgabebefreiten Unternehmen 
«unter Wahrung der Verhältnismässig-
keit» erweitern soll. Was das heisst, 
muss der Bundesrat nun darlegen. 

Unklar sind die klimapolitischen Fol-
gen der FDP-Motion. Die Brennstoff-
emissionen sind seit langem rückläufig: 
Seit etwa zehn Jahren ist ein verstärkter 
Rückgang zu beobachten, was zeitlich in 
etwa mit der Einführung der Abgabe zu-
sammenfällt. Welche Anteile die C02-Ab-
gabe, die Zielvereinbarungen und der 
technische Fortschritt je an diesem Er-
folg haben, ist unklar. Das Bundesamt 
für Umwelt spricht nur von insgesamt 
«spürbaren» Emissionsreduktionen.

Hintertreibt der Freisinn die Schweizer Klimapolitik?

Markus Häfliger

Es geht hier um die Frage, wer das letzte 
Wort hat in der Gesetzgebung. Das vor-
letzte Wort haben National- und Stände-
rat und allenfalls das Volk. Das aller-
letzte Wort hat ein Gremium, das kaum 
jemand kennt: die Redaktionskommis-
sion. Die RedK, wie sie abgekürzt heisst, 
macht den Feinschliff, nachdem das Par-
lament neue Gesetze verabschiedet hat. 
Dabei arbeitet die Kommission so dis-
kret, dass dies jetzt Kritik auslöst.

Für 24 National- und Ständeräte, die 
der Redaktionskommission angehören, 
ist es eine undankbare Aufgabe. Bei 
den Wählern punkten kann man hier 
nicht. Nicht einmal Politikexperten 
wissen, wie die RedK genau arbeitet. 
Und so war auch FDP-Ständerat Andrea 
Caroni über die Abläufe überrascht, als 
er Ende 2015 in die RedK kam. Heute 
sagt Caroni, dass er seine Verantwor-
tung als Kommissionsmitglied nicht se-
riös erfüllen könne: «Die Abläufe sind 
institutionell problematisch.» Nenad 
Stojanovic, der vielleicht einzige Poli-
tologe, der sich je mit der RedK befasst 
hat, spricht von einem «rechtsstaat-
lichen Problem».

Aufgabe der RedK ist es, dafür zu sor-
gen, dass die Gesetze «verständlich und 
knapp formuliert» sind und in allen 
Amtssprachen dasselbe aussagen. Kor-
rekturen nimmt die RedK vor, bevor die 
Räte am letzten Sessionstag die Erlasse 
definitiv verabschieden. Die 24 Mitglie-
der teilen sich in eine deutsch-, eine 
französisch- und eine italienischspra-
chige Subkommissionen auf. Jede Sub-
kommission tagt pro Session zweimal, 
um Gesetzeskorrekturen zu beschlies-
sen. Dabei stützen sie sich auf die Vor-
arbeiten eines sechsköpfigen Sekreta-
riats, das wiederum eng mit den zustän-
digen Sachkommissionen und Bundes-
ämtern kooperiert.

Mehrere Fehler pro Seite
Man würde annehmen, dass die RedK 
kurz vor Sessionsende tage. Doch für die 
Schlussabstimmung von heute Freitag 
fand die RedK-Sitzung im Februar statt — 
zu einem Zeitpunkt also, als etwa bei der 
Altersvorsorge noch sehr unterschiedli-
che Versionen zur Debatte standen. Das 
ist es, was Caroni in der RedK über-
raschte: Wenn es im Laufe der Session 
noch Korrekturen gibt, bekommen die 
Kommissionsmitglieder sie nicht einmal 
zu sehen. In solchen Fällen bespricht 
sich die Kommissionssekretärin Sigrid 
Steiner alleine mit dem Präsidenten, 
dem CVP-Nationalrat Christian Lohr.

Und Korrekturbedarf gibt es viel:  
Orthografiefehler und falsche Verweise 
auf andere Gesetze; Widersprüchliches 
zwischen Sprachversionen; seltsame Be-
griffe, die in Gesetzen sonst nirgends 

vorkommen oder unlogische Formulie-
rungen. Oft entdeckt das Sekretariat so-
gar mehrere Fehler pro Gesetzesseite.

Viele davon würden erst nach der 
RedK-Sitzung korrigiert, sagt Caroni. 
Doch die Kommissionsmitglieder be-
kommen die Endfassung erst wieder zu 
Gesicht, wenn sie vor der Schlussabstim-
mung im Intranet aufgeschaltet wird. 
Die Änderungen sind dann nicht mehr 
erkennbar. «Das institutionelle Problem 
ist, dass die Mitglieder der Kommission 
keine Möglichkeit haben, die endgültige 
Version abzusegnen, bevor sie dem Par-

lament im Namen der Kommission vor-
gelegt wird», sagt Caroni.

«Gesetzgeberischer GAU»
Laut Gesetz darf die RedK nur redak-

tionell eingreifen. Falls sie auf materielle 
Lücken, Unklarheiten oder Widersprü-
che stösst, müsste sie die Ratspräsiden-
ten benachrichtigen. In der Praxis geht 
die Kommissionssekretärin aber zum 
RedK-Präsidenten. Dieser entscheidet, 
ob die Änderung nur redaktionell ist, 
oder ob man dafür einen formellen Än-
derungsantrag im Parlament stellen 
muss. «Oberstes Gebot ist, dass die Re-
daktionskommission keine materiellen 
Änderungen vornimmt», sagt Lohr.

Doch ab wann ist eine Änderung ma-
teriell? Die Frage ist nicht banal. «Rechts-
anwälte und Richter legen sogar ein-
zelne Worte, ja manchmal sogar Kom-
mas auf die Goldwaage», sagt Caroni. 
«Es ist auch eine Frage des Vertrauens, 
dass wir nichts Falsches machen», sagt 
dazu Steiner. Vom guten Willen von Stei-
ner und Lohr sei er überzeugt, sagt Ca-
roni. Die Verantwortung liege aber bei 
der Gesamtkommission. Deshalb müss-
ten die Mitglieder über die Änderungen 
informiert werden, um notfalls interve-
nieren zu können. Lohr kann Caronis 
Kritik zwar nachvollziehen. «Aus zeitli-

chen Gründen ist es aber nicht möglich, 
die Texte vor der Schlussabstimmung 
noch einmal der Gesamtkommission zu 
unterbreiten.» Im Fall der Altersvor-
sorge hätte das etwa bedeutet, dass sie 
erst in der nächsten Session hätte verab-
schiedet werden können, meint Lohr.

Meistens geht alles gut. Doch mindes-
tens einmal hat die RedK «einen gesetz-
geberischen GAU» produziert, wie Poli-
tologe Stojanovic es nennt. Als das Par-
lament 1998 den Artikel 175 revidierte, 
fiel dieser in den drei Sprachen der Ver-
fassung unterschiedlich aus. Die franzö-
sische und die italienische Version 
schreiben vor, dass die Minderheiten im 
Bundesrat «gerecht» vertreten sein 
«müssen». Die deutsche Version lässt 
mehr Interpretationsspielraum (siehe 
Box). Stojanovic untersuchte, wie es 
dazu kam, und fand heraus, dass die Re-
daktionskommission den Paragrafen 
kurz vor der Schlussabstimmung umge-
schrieben hatte. Wer es war und warum, 
ist nicht mehr eruierbar. Denn anders 
als alle anderen Kommissionen führt die 
RedK kein Protokoll. Archiviert werden 
einzig A3-Bögen mit Gesetzestexten, auf 
denen die Änderungen markiert sind. 
«Unglaublich», findet Stojanovic: «Im 
Falle des Artikels 175 wissen wir so nicht 
einmal, wer ihn formuliert hat.»

Den Gesetzesfeinschliff überlässt  
das Parlament seinem Sekretariat
Auf dem kurzen Dienstweg und ohne Protokoll korrigiert die Redaktionskommission sogar Verfassungstexte.

Ein Bundesbeamter arbeitet in seinem Büro im Bundeshaus West. Foto: Monika Flückiger (Keystone)

Der Artikel 175, Absatz 4 der Verfassung zur 
Wahl in den Bundesrat ist auf Französisch 
und Italienisch viel klarer als auf Deutsch.
Deutsch: «Dabei ist darauf Rücksicht zu 
nehmen, dass die Landesgegenden und 
Sprachregionen angemessen vertreten sind.» 
Französisch: «Les diverses régions et le 
communautés linguistiques doivent être 
équitablement représentées au Conseil 
fédéral.» 
Italienisch: «Le diverse regioni e le compo-
nenti linguistiche del Paese devono essere 
equamente rappresentate.» (hä)

Ein Artikel, drei Aussagen
Widersprüche in der Verfassung


